

















In der politischen und ökonomischen Diskussion wird 
das Ehegattensplitting als ein wichtiger Grund für die 
relativ geringe Erwerbstätigkeit verheirateter Frauen in 
Deutschland genannt. Durch die gemeinsame Veranla-
gung können sich für Zweitverdiener in Abhängigkeit 
vom Einkommen des Ehepartners hohe Grenzsteuersät-
ze ergeben.1 Aus sozial- beziehungsweise familienpoli-
tischer Sicht wird häufig kritisiert, dass das Ehegatten-
splitting nicht Haushalte mit Kindern, sondern generell 
die Ehen fördert und daher überdacht werden sollte.2 Das 
DIW Berlin hat bereits in früheren Studien gezeigt, dass 
die Einführung einer reinen Individualbesteuerung von 
verheirateten Paaren zu großen Arbeitsangebotseffek-
ten von Frauen führen würde (Kasten).3
ehegattensplitting nicht alternativlos
Im Unterschied zu Deutschland haben viele andere Län-
der (Großbritannien, Schweden, die Niederlande, Spani-
en, Portugal oder Österreich) die gemeinsame Besteu-
erung von Eheleuten zugunsten einer reinen Individu-
albesteuerung abgeschafft. In diesen Ländern gibt es 
allenfalls moderate Steuerabzüge für nichtverdienende 
Ehepartner oder Einkommensanrechnungen im Rah-
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men abziehen. Der Unterhalt empfangende geschiede-
ne Ehepartner muss die Unterhaltszahlung dann als 
Einkommen versteuern. 
Diese Art der Besteuerung geschiedener Ehepartner 
kann auch als „begrenztes Realsplitting“ bezeichnet 
werden. Die Einführung eines solchen begrenzten 
Realsplittings anstelle des Ehegattensplittings wurde 
in der Vergangenheit von verschiedenen politischen 
Akteuren vorgeschlagen. So wurde während der rot-
grünen Koalitionsverhandlungen im Jahr 2002 dis-
kutiert, dass Eheleute einander gegenseitig maximal 
20 000 Euro übertragen dürfen, so dass Einkommens-





Die Abschaffung der gemeinsamen Veranlagung von 
Eheleuten mit Ehegattensplitting und die Einführung 
einer reinen Individualbesteuerung werden in Deutsch-
land jedoch unter anderem aus verfassungsrechtlicher 
Sicht kritisch gesehen.5 Aus der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts wird abgeleitet, dass Allein-
verdiener-Ehepaaren zumindest ein doppelter Grund-
freibetrag gewährt werden müsse, um das gemeinsame 
Existenzminimum von Ehepartnern steuerfrei zu stel-
len. Ohne weitergehende Regelungen würden Ehepaare 
damit jedoch steuerlich schlechter gestellt als geschie-
dene Eheleute. Nach geltendem Recht können geschie-
dene Ehepartner, die dem ehemaligen Partner Unter-
halt zahlen, diese Unterhaltszahlung bis zu einer Höhe 
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Für die empirische Analyse verwenden wir ein Mikro-
simulationsmodell  mit  Verhaltensanpassung.  Das 
Steuer-Transfer-Mikrosimulationsmodell STSM ent-
hält neben einer detaillierten Abbildung des deutschen 
Steuer- und Transfersystems auch ein mikroökonome-
aktueller vorschlag der sPD 
Aktuell schlägt die SPD in ihrem neuen finanzpoli-
tischen Konzept vor, für zukünftige Ehen eine „In-
dividualbesteuerung mit Unterhaltsabzug“ statt des 
Ehegattensplittings einzuführen. Diese Variante ent-
spricht dem oben beschriebenen begrenzten Realsplit-
ting: Der besser verdienende Ehepartner kann, wie 
derzeit bei geschiedenen Ehepartnern möglich, ein 
Einkommen von maximal 13 806 Euro pro Jahr dem 
schlechter verdienenden Ehepartner übertragen. Das 
bedeutet, dass Einkommensdifferenzen von bis zu 
27 612 Euro ausgeglichen werden können. Alle Ehe-
paare, bei denen die Differenz der Einkommen beider 
Partner unter diesem Betrag liegt, sind demnach von 
dieser Reform nicht betroffen. Für alle anderen Paare 
wäre durch die Beschränkung des übertragbaren Ein-
kommens der Splittingvorteil bei maximal 5 100 Euro 
pro Jahr gedeckelt. 
Abbildungen 1 und 2 zeigen den Verlauf des Splitting-
vorteils in Abhängigkeit vom zu versteuernden Einkom-
men des Haushalts und der Aufteilung der Einkommen 
zwischen den Ehepartnern. Abbildung 1 verdeutlicht die 
Steuerersparnis im Status quo des Ehegattensplittings 
im Vergleich zur reinen Individualbesteuerung. Am 
meisten vom Splitting profitieren Paare, bei denen ein 
Partner 100 Prozent des zu versteuernden Einkommens 
verdient. Für solche Haushalte steigt der Splittingvorteil 
an, bis der Spitzensteuersatz von 42 Prozent erreicht ist. 
Danach bleibt der Vorteil zunächst bis zu einem zu ver-
steuernden Einkommen von 250 000 Euro konstant. Da-
nach steigt er wegen der Reichensteuer (Spitzensteuer-
satz von 45 Prozent) weiter an, bis er den Maximalwert 
von über 15 000 Euro pro Jahr erreicht. Abbildung 2 
zeigt die Steuerersparnis im Fall des SPD-Vorschlags 
im Vergleich zur reinen Individualbesteuerung. Dem-
nach kommt es auch bei einer Individualbesteuerung 
mit Unterhaltsabzug noch immer zu erheblichen Split-
tingvorteilen. 
empirische analyse der 
Individualbesteuerung mit und ohne 
unterhaltsabzug
Das DIW Berlin hat die Auswirkungen der von der SPD 
vorgeschlagenen Individualbesteuerung mit Unterhalts-
abzug empirisch untersucht und ihre Verteilungs- und 
Arbeitsangebotseffekte mit denjenigen verglichen, die 
bei der Einführung einer reinen Individualbesteuerung 
zu erwarten sind. Im Unterschied zum Vorschlag der 
SPD nehmen wir in der Untersuchung jedoch an, dass 
diese Reform für alle Ehen und nicht nur für zukünfti-
ge Ehen gilt. Eine Beschränkung auf zukünftige Ehen 
würde kurzfristig kaum zu Veränderungen gegenüber 
dem Status quo führen.
Abbildung 1
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und Männer simuliert und quantifiziert werden („Zweit-
rundeneffekte“). Die Erstrundeneffekte werden für alle 
verheirateten Haushalte berechnet. Die Zweitrundenef-
fekte schätzen wir nur für verheiratetet Paare, in denen 
beide Partner potentiell abhängig beschäftigt sind, also 
sich nicht in Ausbildung, selbständiger Beschäftigung 
oder Rente befinden. 
Bei den Analysen vernachlässigen wir weitere Anpas-
sungsreaktionen der Haushalte, insbesondere unter-
schiedliche Gestaltungsmöglichkeiten bei der Auftei-
lung der Einkünfte zwischen den Ehepartnern. Diese 
spielen vor allem bei den Beziehern von Gewinn- und 
Vermögenseinkünften eine Rolle. Solche Gestaltungen 
werden im Regelfall aber nur ein begrenztes Gewicht 
haben, da die Ehepartner dazu ihr Eigentum an den be-
treffenden Vermögenswerten aufgeben müssen, dabei 
auch Schenkungssteuer anfallen kann und die Finanz-
ämter missbräuchliche Vertragsgestaltungen unterbin-
den können. Derartige Aufteilungen der Einkünfte kön-
nen zwar die tatsächlich realisierten Mehreinnahmen 
einer Steuerreform spürbar reduzieren.9 Für die hier 
betrachteten Analysen haben sie aber nur eine gerin-
ge Bedeutung, da sie nur bei wenigen Haushalten re-
levant sind.  
Deutliche einkommenseffekte bei 
reiner Individualbesteuerung
Tabelle 1 zeigt die Veränderungen der Haushaltsnet-
toeinkommen in Euro pro Monat, die sich bei Einfüh-
rung einer reinen Individualbesteuerung im Vergleich 
zur derzeitigen Situation mit Ehegattensplitting erge-
ben. Tabelle 2 verdeutlicht die entsprechenden Effekte 
auf das Haushaltsnettoeinkommen im Fall einer Indi-
vidualbesteuerung mit Unterhaltsabzug. Per Defini  tion 
sind die Steuereinnahmen in beiden Reformen höher 
als unter dem Ehegattensplitting. Somit ist auch das 
Haushaltsnettoeinkommen niedriger. Wir nehmen im 
Folgenden an, dass die Mehreinnahmen nicht für Sen-
kungen anderer Steuern oder Erhöhungen staatlicher 
Leistungen verwendet werden. 
Im Durchschnitt sinkt das Haushaltsnettoeinkommen 
bei einer reinen Individualbesteuerung um 119 Euro pro 
Monat (Tabelle 1). Ehepaare, bei denen nur ein Partner 
Einkommen erzielt, verlieren 232 Euro pro Monat. Sie 
sind damit deutlich stärker betroffen als Doppelver-
diener-Paare, die durchschnittlich einen Verlust von 
nur 86 Euro hinnehmen müssen. Ehepaare in West-
deutschland profitieren deutlich mehr vom Ehegatten-
splitting als solche in Ostdeutschland: Im Durchschnitt 
verlieren Ehepaare bei Individualbesteuerung im Wes-
9  Vergleiche Bach und Buslei, a. a. O. 
trisch geschätztes Arbeitsangebotsmodell der priva-
ten Haushalte für Deutschland.7 Die Datenbasis dafür 
ist das Sozio-oekonomische Panel (SOEP).8 Für unse-
re Analyse legen wir SOEP-Daten aus dem Jahr 2009 
(v26) zugrunde.
Auf Basis des STSM können für jeden einzelnen Haus-
halt aus den SOEP-Daten das Haushaltsnettoeinkom-
men für das geltende Recht des Ehegattensplittings 
(Status quo) sowie für die Reformalternativen i) Indivi-
dualbesteuerung mit Unterhaltsabzug und ii) reine In-
dividualbesteuerung berechnet werden. Auf diese Wei-
se können wir die Einkommenseffekte der Reformen 
quantifizieren. Für die Analyse nehmen wir zunächst 
an, dass sich das Verhalten der Haushalte durch die 
Einführung der Reform nicht ändert. Neben Einkom-
mensveränderungen („Erstrundeneffekte“) können mit-
tels des STSM und einer ökonometrischen Verhaltens-
schätzung auch die durch die jeweilige Reform indu-














auswirkungen einer reinen Individualbesteuerung auf das 
haushaltsnettoeinkommen










Veränderung gegenüber dem Ehegattensplitting pro Monat in Euro
bis unter 25 000 34 70 48 39 18
 25 000 –  30 000 155 199 56 163 108
 30 000 –  40 000 151 212 68 161 98
 40 000 –  50 000 181 277 92 204 68
 50 000 –  75 000 166 349 76 178 91
 75 000 –  100 000 260 432 139 275 111
 100 000 und mehr 208 315 105 214 106
insgesamt 119 232 86 134 50
1  Berechnet auf Jahresbasis..





arbeitet, bringt dem Haushalt einen größeren Einkom-
menszuwachs als unter dem derzeitigen Ehegatten-
splitting. Das erhöht die Erwerbsanreize. Zudem ver-
ringert sich der Knick in der Budgetgerade, der durch 
die 400-Euro-Minijob-Grenze hervorgerufen wird. Das 
Einkommen unterhalb der Minijob-Grenze ist steuer-
frei, oberhalb dieser Schwelle wird das gesamte Ein-
kommen steuerpflichtig. Daher greift ab dieser Gren-
ze nicht nur die Sozialversicherung, sondern auch die 
Einkommensteuer. Der resultierende Knick in der Bud-
getgerade impliziert, dass ein Haushalt knapp unter der 
Mini  job-Grenze mehr Einkommen hat als ein Haushalt, 
der knapp über der Grenze liegt. Im Fall der reinen In-
dividualbesteuerung verschwindet der Knick weitge-
hend, so dass Teilzeit  erwerbstätigkeit im Bereich über 
der Mini  job-Grenze attraktiver wird. 
Der untere Teil von Abbildung 3 stellt das gleiche Sze-
nario für ein Ehepaar mit hohen Löhnen dar. Wir neh-
men an, dass der Mann einen Brutto-Stundenlohn von 
26,10 Euro hat, was dem 90-Prozent-Perzentil der Ver-
teilung der Stundenlöhne der Männer entspricht. Für 
die Frau nehmen wir einen Stundenlohn von 15,20 Euro 
an, was dem 75-Prozent-Perzentil der Verteilung der 
Stundenlöhne der Frauen entspricht. Bei solchen Löh-
nen hat ein Übergang zur Individualbesteuerung mit 
Unterhaltsabzug nur geringfügige Auswirkungen auf 
die Budgetgerade. Das Einkommen liegt in diesem Fall 
leicht unter dem Einkommen im Status quo. Ein Über-
gang zur reinen Individualbesteuerung hätte jedoch 
weitaus größere Auswirkungen auf die Erwerbsanreize 
zur Folge. Wie bereits im Fall des Ehepaares mit mitt-
ten 134 Euro pro Monat, im Osten sind es nur 50 Euro. 
Das liegt zum einen daran, dass es im Osten mehr Dop-
pelverdiener-Paare gibt; andererseits sind die durch-
schnittlichen Einkommen im Osten nach wie vor nied-
riger als im Westen. Tabelle 1 zeigt darüber hinaus, dass 
die Verluste beim Haushaltsnettoeinkommen im Fall 
eines Übergangs zur reinen Individualbesteuerung mit 
steigendem Einkommen zunehmen: Ehepaare mit ei-
nem Einkommen von unter 25 000 Euro pro Jahr ver-
lieren nur 34 Euro pro Monat, Ehepaare mit einem Ein-
kommen von über 100 000 Euro im Durchschnitt da-
gegen 208 Euro.
Die Einkommenseffekte der Einführung einer Indivi-
dualbesteuerung mit Unterhaltsabzug fallen deutlich ge-
ringer aus (Tabelle 2). Im Durchschnitt sinkt das Haus-
haltsnettoeinkommen nur um etwa 25 Euro pro Monat. 
Die Unterschiede zwischen einzelnen Haushaltsgrup-
pen sind dagegen ähnlich wie bei der Einführung der 
reinen Individualbesteuerung. Alleinverdiener sind mit 
etwa 59 Euro pro Monat und Haushalte in Westdeutsch-
land mit etwa 29 Euro pro Monat deutlich stärker be-
troffen als Doppelverdiener (14 Euro) und Haushalte in 
Ostdeutschland (acht Euro).
arbeitsangebotseffekte der reinen 
Individualbesteuerung deutlich größer
Bevor wir die Ergebnisse der empirischen Analyse der 
Arbeitsangebotseffekte beider Reformen zeigen, disku-
tieren wir zunächst die Veränderung der Erwerbsan-
reize für Frauen anhand einer grafischen Darstellung. 
In Abbildung 3 ist das Haushaltsnettoeinkommen ei-
ner Familie mit zwei Kindern in Abhängigkeit von den 
Arbeitsstunden der Ehefrau bei mittlerem und hohem 
Stundenlohn dargestellt. 
Der obere Teil von Abbildung 3 zeigt das Nettoeinkom-
men eines Ehepaares mit mittleren Löhnen (Median-
Lohn): Der Mann verdient 16,00 Euro pro Stunde, die 
Frau 12,30 Euro. Wir nehmen an, dass der Mann voll-
zeiterwerbstätig ist. Für dieses Paar gibt es keine Ver-
änderung bei einem Übergang vom Status quo zur In-
dividualbesteuerung mit Unterhaltsabzug. Die Diffe-
renz des zu versteuernden Einkommens der beiden 
Ehepartner beträgt sogar im Fall, dass die Frau nicht 
erwerbstätig ist, weniger als 27 600 Euro, so dass es für 
diesen Haushalt zu keiner steuerlichen Mehrbelastung 
und somit auch zu keiner Veränderung der Erwerbs-
anreize kommt. Ein Übergang zur reinen Individual-
besteuerung hingegen hätte für diesen Haushalt deut-
liche Auswirkungen. Einerseits verliert er in diesem 
Szenario Einkommen in Höhe von 250 Euro pro Mo-
nat, wenn die Frau nicht oder nur sehr wenige Stunden 
arbeitet. Andererseits wird die dargestellte „Budgetgera-
de“ deutlich steiler: Jede Stunde, die die Ehefrau mehr 
Tabelle 2
auswirkungen einer Individualbesteuerung mit unterhaltsabzug 
auf das haushaltsnettoeinkommen










Veränderung gegenüber dem Ehegattensplitting pro Monat in Euro
bis unter 25 000 2 9 6 2 1
 25 000 –  30 000 21 32 8 23 13
 30 000 –  40 000 22 36 8 23 15
 40 000 –  50 000 29 54 10 33 11
 50 000 –  75 000 39 102 9 42 18
 75 000 –  100 000 95 182 37 100 36
 100 000 und mehr 92 159 35 95 40
insgesamt 25 59 14 29 8
1  Berechnet auf Jahresbasis.




che Reform das Arbeitsangebot deutlich stärker erhö-
hen würde.
In Tabelle 3 sind die von uns geschätzten Arbeitsange-
botseffekte einer reinen Individualbesteuerung und ei-
ner Individualbesteuerung mit Unterhaltsabzug darge-
stellt. Sie sind bei einer reinen Individualbesteuerung 
deutlich größer als bei der Individualbesteuerung mit 
Unterhaltsabzug. Letztere steigert die Partizipations-
quote von verheirateten Frauen in unserer Population 
von rund 73 Prozent um etwa 0,7 Prozentpunkte und 
die durchschnittlichen Arbeitsstunden dieser Frauen 
von knapp 20 Stunden pro Woche um etwa 2,4 Pro-
zent. Für Männer finden wir für diesen Fall kaum Ar-
beitsangebotseffekte. 
Bei einer reinen Individualbesteuerung würden nach 
unseren Berechnungen sowohl Männer als auch Frau-
en deutlich stärker reagieren: Die Partizipationsquo-
te von Frauen würde sich um rund 2,4 Prozentpunk-
te erhöhen, die der Männer um circa 0,3 Prozentpunk-
te sinken. Die durchschnittlichen Arbeitsstunden der 
Frauen würden um etwa 7,4 Prozent zunehmen, die der 
Männer um 1,5 Prozent abnehmen.10 Der große Unter-
schied zwischen Männern und Frauen lässt sich durch 
die niedrigeren Arbeitsangebotselastizitäten von Män-
nern erklären. Das bedeutet, dass Männer bei Änderun-
gen im Einkommen das Arbeitsangebot deutlich weni-
ger verändern als Frauen.
Ein Anstieg der Arbeitszeit und der Partizipationsquo-
ten von Frauen zeit sich vor allem für Westdeutschland. 
Frauen in Ostdeutschland verändern ihr Arbeitsangebot 
dagegen nur gering. Dies hat einmal mehr den Grund, 
dass es in Ostdeutschland deutlich mehr Doppelverdie-
ner-Paare gibt und dass die Einkommensungleichhei-
ten zwischen Ehepartnern in Ostdeutschland niedriger 
sind als in Westdeutschland. 
fazit
Die empirische Analyse der Arbeitsangebotseffekte des 
SPD-Vorschlags zur Einführung einer Individualbe-
steuerung mit Unterhaltsabzug zeigt, dass die davon 
zu erwartenden Veränderungen der Erwerbsbeteiligung 
von verheirateten Frauen gering ausfallen. Dies hat den 
Grund, dass aufgrund des Unterhaltsabzugs Einkom-
mensdifferenzen von bis zu 27 612 Euro weiterhin zwi-







leren Einkommen verringert sich auch hier der Knick 
bei der Minijob-Grenze, und die Steigung der Budget-
gerade rechts von diesem Punkt erhöht sich.
Die Abbildung veranschaulicht, welche Arbeitsangebots-
effekte von den beiden Reformalternativen zu erwarten 
sind: Da die Individualbesteuerung mit Unterhaltsab-
zug sehr geringe Auswirkungen auf die Erwerbsanrei-
ze hat, wären von ihrer Einführung keine nennenswer-
ten Arbeitsangebotseffekte zu erwarten. Im Unterschied 
dazu verändert ein Übergang zur reinen Individualbe-
steuerung die Erwerbsanreize massiv, so dass eine sol-
Abbildung 3
haushaltsnettoeinkommen in euro pro monat in abhängigkeit  





























































Anmerkung: Die obere Abbildung zeigt das Haushaltsnettoeinkommen für ein Ehepaar mit Median-Löhnen 
von 16,00 Euro pro Stunde für den Mann und 12,30 pro Stunde für die Frau. Bei der unteren Abbildung 
wurden Löhne von 26,10 Euro pro Stunde für den Mann und 15,20 pro Stunde für die Frau angenommen.




von der SPD vorgeschlagene Konzept zur Reform der 
Ehegattenbesteuerung würde hierzu nur einen sehr 
kleinen Beitrag leisten. Dies gilt insbesondere dann, 
wenn die Reform – im Gegensatz zu unseren Berech-
nungen – nur für zukünftige Ehen gelten soll. Verfas-
sungsrechtliche Einwände gegenüber einer reinen In-
dividualbesteuerung sollten nicht übermäßig gewich-
tet werden. Im internationalen Vergleich gibt es viele 
Länder mit vollständig oder weitgehend individueller 
Einkommensbesteuerung, die keine oder nur gerin-
ge Vergünstigungen für Ehepartner ohne eigenes Ein-
kommen vorsehen. 
Somit kommt es nur zu einer geringen zusätzlichen Be-
lastung der Ehepaare und auch nur zu einer sehr klei-
nen Veränderung der Erwerbsanreize. 
Ein Übergang zur reinen Individualbesteuerung hät-
te dagegen deutlich größere Effekte auf das Arbeitsan-
gebot von verheirateten Frauen. Wir finden sowohl ei-
nen nennenswerten Anstieg der Partizipationsquote 
als auch der durchschnittlichen Arbeitsstunden. Dies 
zeigt, dass die derzeitige Besteuerung von Ehepartnern 
starke negative Erwerbsanreize für verheiratete Frauen 
mit sich bringt.
Die Einführung einer reinen Individualbesteuerung bei 
der Einkommensteuer lässt nach unseren Berechnungen 
jährliche Steuermehreinnahmen (inklusive Solidaritäts-
zuschlag) in einer Größenordnung von etwa 27 Milliar-
den Euro erwarten, das sind immerhin über zehn Pro-
zent der Einkommensteuer und etwa 1,1 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts. Die zusätzlichen Einnahmen 
fallen damit fast fünf Mal so hoch aus wie bei der Indi-
vidualbesteuerung mit Unterhaltsabzug (rund 5,5 Mil-
liarden Euro pro Jahr). Diese Mehreinnahmen könnten 
zur Haushaltskonsolidierung, aber auch zur Senkung 
der Steuerprogression im unteren Einkommensbereich, 
zur Senkung anderer Steuern und Abgaben oder für Er-
höhungen staatlicher Leistungen verwendet werden.
Wenn es das wirtschaftspolitische Ziel ist, verheiratete 
Frauen stärker in den Arbeitsmarkt zu integrieren und 
damit auch längerfristig der demographischen Entwick-
lung beim Erwerbspersonenpotential Rechnung zu tra-
gen, sollten dem entgegenstehende Anreize im Steuer- 






















Alle Paare 2,37 0,73 –0,27 –0,02
West  2,83 0,87 –0,33 –0,03
Ost 0,76 0,22 –0,06 0,00
Veränderung der durchschnittlichen Arbeitszeit (in Prozent)
Alle Paare 7,38 2,44 –1,50 –0,22
West  8,65 2,89 –1,82 –0,29
Ost 2,89 0,86 –0,38 0,00
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